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Parlament schafft doch keine Gerechtigkeit 
 

Ständerat und Nationalrat haben sich in der laufenden Session nicht auf die Ausgestaltung einer 

unabhängigen Expertenkommission für historisch belastetes Kulturerbe einigen können. Mit ei-

nem Zurückweichen des Nationalrats hat sich die Version des Ständerats gegen diejenige von 

Bundesrat und Nationalrat durchgesetzt. Obwohl die Schaffung einer Kommission grundsätz-

lich zu begrüssen ist, entsteht eine äusserst unbefriedigende Situation: Die einseitige Anrufung 

ist nur in äusserst eingeschränkten Fällen möglich, und zwar bei NS-Flucht- und Raubgut in 

staatlich finanzierten Museen und Sammlungen. Damit verhindert das Parlament die gerechte 

Aufarbeitung von Gütern in privatem Besitz. 

 

Das Parlament hatte die Gelegenheit, eine zentrale Empfehlung des Berichts der Bergier-Kommission 

Jahrzehnte später umzusetzen und ein wichtiges Zeichen zu setzen. Stattdessen wurde ein Kompromiss 

verabschiedet, der die eigentliche Problematik nicht gänzlich löst, sondern für viele Betroffene fortsetzt. 

Ohne eine einseitige Anrufung bleibt Geschädigten faktisch der Zugang zu einer unabhängigen Prüfung 

verwehrt, wenn die Gegenseite nicht kooperationsbereit ist. Die einseitige Anrufung bedeutet, dass die 

Kommission nur aktiv wird, wenn beide betroffenen Parteien einverstanden sind. Das schadet der Wider-

gutmachung von Unrecht. Wer NS-Flucht- und Raubgut erwirbt, ergattert sich kein Schnäppchen – es ist 

eine ungerechtfertigte Bereicherung, die widergutgemacht werden muss.  

 

Andere Länder wie Deutschland haben aus der Vergangenheit gelernt und ihre Kommissionen entspre-

chend umgestaltet. Die Schweiz hingegen bleibt mit dieser Regelung hinter internationalen Standards zur 

Aufarbeitung historischer Ungerechtigkeiten zurück. Die GRA fordert weiterhin eine lösungsorien-

tierte Herangehensweise, die den Opfern historischer Verfolgung den notwendigen Zugang zu 

gerechten Verfahren ermöglicht. Die GRA kritisiert den nun beschlossenen Modus als vertane 

Chance für eine ernsthafte historische Aufarbeitung. 
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